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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
(1) Die Polizei darf Bild- und Tonaufnahmen von Teilnehmerin-

nen und Teilnehmern bei oder im Zusammenhang mit öffentlichen 
Versammlungen unter freiem Himmel und Aufzügen nur anfertigen, 
wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme rechtfertigen, dass 
von ihnen erhebliche Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder 
Ordnung ausgehen. Die Maßnahmen dürfen auch durchgeführt wer-
den, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(2) Die Unterlagen sind nach Beendigung der öffentlichen Ver-
sammlung oder zeitlich und sachlich damit unmittelbar im Zusam-
menhang stehender Ereignisse unverzüglich zu vernichten, soweit 
sie nicht benötigt werden
1.	 für die Verfolgung von Straftaten von Teilnehmerinnen und Teil-

nehmern oder
2.	 im Einzelfall zur Gefahrenabwehr, weil die betroffene Person 

verdächtigt ist, Straftaten bei oder im Zusammenhang mit der 
öffentlichen Versammlung vorbereitet oder begangen zu haben, 
und deshalb zu besorgen ist, dass von ihr erhebliche Gefahren für 
künftige öffentliche Versammlungen oder Aufzüge ausgehen.

Unterlagen, die aus den in Satz 1 Nummer 2 aufgeführten Gründen 
nicht vernichtet wurden, sind in jedem Fall spätestens nach Ablauf 
von drei Jahren seit ihrer Entstehung zu vernichten, es sei denn, sie 
würden inzwischen zu dem in Satz 1 Nummer 1 aufgeführten Zweck 
benötigt.

(3) Im Übrigen darf die Polizei Übersichtsaufnahmen von Ver-
sammlungen unter freiem Himmel und Aufzügen sowie ihrem Um-
feld nur anfertigen, wenn dies wegen der Größe oder Unübersicht-

lichkeit der Versammlung oder des Aufzuges im Einzelfall zur 
Lenkung und Leitung des Polizeieinsatzes erforderlich ist. Die 
Übersichtsaufnahmen sind offen anzufertigen und dürfen weder 
aufgezeichnet noch zur Identifikation der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer genutzt werden. Die Versammlungsleitung ist unver-
züglich über die Anfertigung von Übersichtsaufnahmen in Kennt-
nis zu setzen.

§ 2
Dieses Gesetz schränkt das Grundrecht der Versammlungsfreiheit 

(Artikel 8 des Grundgesetzes) ein. 

§ 3
Dieses Gesetz ersetzt § 19a des Versammlungsgesetzes.

§ 4
Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und 

Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. April 2013

Der Präsident des Abgeordnetenhauses von Berlin
Ralf W i e l a n d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Regierende Bürgermeister
Klaus W o w e r e i t

Gesetz
über Aufnahmen und Aufzeichnungen von Bild und Ton 
bei Versammlungen unter freiem Himmel und Aufzügen

Vom 23. April 2013

101_104_GVBl_2013_09.indd   103 25.04.13   12:48



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      69. Jahrgang      Nr. 9       27. April 2013104

Herausgeber:
Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz,
Salzburger Straße 21–25, 10825 Berlin

Redaktion:
Salzburger Straße 21–25, 10825 Berlin
Telefon: 030/9013 3380, Telefax: 030/9013 2000
E-Mail: katharina.jung@senjust.berlin.de
Internet: www.berlin.de/senjust

Verlag und Vertrieb:
Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Luxemburger Straße 449, 50939 Köln
Telefon: 0221/94373-7000, 02631/801-2222 (Kundenservice)
Fax 02631/801-2223 (Kundenservice), E-Mail: info@wolterskluwer.de
Internet: www.wkdis.de/www.wolterskluwer.de

Bezugspreis:
Vierteljährlich 17,40 € inkl. Versand und MwSt.
bei sechswöchiger Kündigungsfrist zum Quartalsende.
Laufender Bezug und Einzelhefte durch den Verlag.
Preis dieses Heftes 1,70 € zzgl. Versand
(Deutsche Bank München, Konto 222 02 75, BLZ 700 700 10)

Druck:
Druckhaus Tecklenborg, Siemensstraße 4, 48565 Steinfurt

Wolters Kluwer Deutschland GmbH
Heddesdorfer Straße 31a • 56564 Neuwied

Postvertriebsstück • 03227 • Entgelt bezahlt • Deutsche Post AG

101_104_GVBl_2013_09.indd   104 25.04.13   12:48


